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Informationsbrief: Offenlegung Beiträge 

  

Sehr geehrte Klientin, sehr geehrter Klient! 

Das Gesetz Nr. 124/2017 sieht Veröffentlichungsvorschriften für Unternehmen sowie für 

Vereine, Stiftungen und ähnliche Einrichtungen in Bezug auf öffentliche Beiträge vor. Die 

Informations-pflicht betrifft die im Vorjahr erhaltenen Zuschüsse, Subventionen und 

Zuwendungen von öffentlichen Körperschaften oder von Gesellschaften mit öffentlicher 

Beteiligung. Zu melden sind Beiträge und Förderungen in Geld- oder Sachwerten, soweit sie 

nicht ein Entgelt für eine erbrachte Leistung oder Lieferung darstellen.  

Nicht anzugeben sind die allgemeinen steuerlichen Beihilfen, so z. B. die zwischenzeitlich 

abgeschaffte Eigenkapitalförderung Ace oder die steuerlichen Investitionsförderungen 

(Steuerbonus 4.0 und 5.0, Sonderabschreibung und Hyperabschreibung). Weiters nicht 

anzugeben sind alle staatlichen Beihilfen und die De-minimis-Beihilfen, welche laut den 

geltenden Transparenzbestimmungen von den jeweiligen auszahlenden Körperschaften an 

das gesamtstaatliche Verzeichnis der Staatlichen Beihilfen (RNA) gemeldet werden. 

In der Praxis sind demnach nur mehr wenige Beihilfen anzuführen, so unter anderem die 

Investitionsbeihilfen laut dem sogenannten Sabatini-Gesetz oder die öffentlichen Garantien 

für erhalte-ne Finanzierungen. Es sind außerdem nur die von inländischen Körperschaften 

erteilten Beihilfen zu melden, nicht hingegen jene von ausländischen Körperschaften, so z. 

B. die direkt erhaltenen EU-Beihilfen.  

Die Veröffentlichung der erhaltenen Beiträge kann unterbleiben, wenn der jährliche 

Gesamtbetrag der Zuschüsse und Zuwendungen nicht die Schwelle von Euro 10.000 

übersteigt.  

Die Unternehmen, welche zur Abfassung eines Anhanges zum Jahresabschluss verpflichtet 

sind, haben die Offenlegung im Anhang vorzunehmen (dies gilt auch für Bilanzanhänge in 

verkürzter Form und für Mikrounternehmen). Es sind dabei die Eckdaten der auszahlenden 

Körperschaft, das Auszahlungsdatum, der Betrag der Zuwendung und die Beschreibung oder 

der Rechtstitel der Beihilfe anzuführen. 

Unternehmen, Vereine, Stiftungen und ähnliche Einrichtungen, welche keinen Bilanzanhang 

erstellen, haben die vorgesehenen Informationen spätestens bis 30. Juni eines jeden Jahres  
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auf ihrer Webseite zu veröffentlichen. Dies wird in der Regel im Bereich der gesetzlichen 

Informationen und der Datenschutzbestimmungen angeführt. Falls diese keine eigene 

Webseite besitzen, haben sie die Informationen auf der Webseite ihrer 

Interessensvereinigung oder ihrer Dachorganisation zu veröffentlichen. 

Für die unterlassene Offenlegung ist eine Verwaltungsstrafe von einem Prozent der 

Zuschüsse mit einem Mindestbetrag von € 2.000.- vorgesehen. Wird die Verwaltungsstrafe 

nicht entrichtet und erfolgt die Offenlegung nicht innerhalb von 90 Tagen, so ist die 

entsprechende Beihilfe der auszahlenden Körperschaft zurückzuerstatten.  

 

Meran, den 12. Mai 2025 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Kanzlei König:Skocir:Kiem 


